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Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über die Verwendung von Mietfahrzeugen 
im Güterkraftverkehr 


Änderung des Vorschiags für eine Richtiinie des Rates über den Straßengüter- 
Werkverkehr zwischen den Mitgiiedstaaten 


Vorschiag für eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung 
Nr. 11 über die Beseitigung von Diskriminierungen auf dem Gebiet der 
Frachten und Beförderungsbedingungen gemäß Artikei 79 Abs. 3 des Vertrags 
zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

»EG-Dok. Nr. 7321/83« 


A. Problem 

Die Verwendung von Mietfahrzeugen im gewerblichen Güter- 
kraftverkehr und im Werkfernverkehr ist grundsätzlich nicht 
zulässig. Das Verbot, gemietete Fahrzeuge zu verwenden, soll 
nach Vorschlag der EG-Kommission aufgehoben werden. 


B. Lösung 

Der Verkehrsausschuß stimmt der Verwendung gemieteter 
Fahrzeuge im gewerblichen Güterfernverkehr mit Einschrän- 
kungen zu; für den Werkfernverkehr soll jedoch an dem Ver- 
bot festgehalten werden. 

Mehrheitsentscheidung im Ausschuß 



Drucksache 10/603 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


C. Alternativen 

Eine Minderheit hat sich für Ablehnung der Vorlage ausge- 
sprochen. 

D. Kosten 

entfallen 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, bei den weiteren Verhandlungen in Brüssel 
darauf hinzuwirken, daß Mietfahrzeuge nur für den gewerblichen Güterkraftver- 
kehr zugelassen werden; der Werkfernverkehr ist von dieser Neuregelung auszu- 
schließen. Es darf nur von Konzessionär zu Konzessionär vermietet werden, 
wenn der Vermieter nicht zugleich Auftraggeber des Mieters ist. 


Bonn, den 9. November 1983 


Lemmrich 

Vorsitzender 


Hinsken 

Berichterstatter 
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Anlage 


Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über die Verwendung von Mietfahrzeugen 
im Güterkraftverkehr 


Erläuterung 

I. Allgemeine Überlegungen 

1. Die heutige wirtschaftliche Lage der Unsicher- 
heit und geringen Wachstumsraten macht es 
notwendig, die Verwendung von Beförderungs- 
mitteln zu rationalisieren. Gewerbliche und 
Werkverkehrsunternehmer müssen mehr denn 
je die Produktivität der Fahrzeuge und des Per- 
sonals verbessern und ihre Betriebskosten in 
möglichst engen Grenzen halten. 

2. In diesem Zusammenhang ist festzulegen, unter 
welchen Bedingungen die Straßenverkehrsun- 
ternehmer die Beförderungsmittel und -formen, 
die ihren Interessen und ihren besonderen Be- 
dürfnissen am besten entsprechen, frei auswäh- 
len können. 

3. Die Zulassung von Mietfahrzeugen im Güter- 
kraftverkehr bringt in die Abwicklung des Gü- 
terverkehrs ein Element der Flexibilität. 

Sie bedeutet eine wichtige Alternative, die ge- 
werblichen und Werkverkehrsunternehmern 
helfen könnte, ihre Finanzlage durch die Sen- 
kung der Fixkosten zu verbessern. 

4. Die Verhältnisse bei Mietfahrzeugen sind heute 
in der Gemeinschaft bei weitem nicht harmoni- 
siert In einigen Ländern gibt es viele Beschrän- 
kungen, wobei die Verwendung von Mietfahr- 
zeugen sowohl im innerstaatlichen als auch im 
grenzüberschreitenden Güterverkehr praktisch 
verboten ist. In anderen Mitgliedstaaten ist das 
Mieten von Fahrzeugen dagegen sehr liberal ge- 
regelt, wobei die Verkehrsunternehmer unbe- 
grenzt Fahrzeuge mieten können. Auch Fahrer 
können ohne Mindestmietdauer gemietet wer- 
den. 

Beim Zugang zum Beruf des Fahrzeugvermie- 
ters bestehen ebenfalls Unterschiede. In einigen 
Fällen muß der Fahrzeugvermieter die Voraus- 
setzungen des gewerblichen Verkehrsunterneh- 
mers erfüllen, während in anderen Fällen wie- 
derum andere Anforderungen gelten, 

5. In den Mitgliedstaaten ist das Mieten von Fahr- 
zeugen bisher durch innerstaatliche Vorschrif- 
ten geregelt. 

Der Vorschlag soll nicht alle Gesichtspunkte der 
verschiedenen Regelungen harmonisieren. Er 
zielt nur darauf ab, die Verwendung von Miet- 
fahrzeugen zu erlauben und dabei den Verkehrs- 
unternehmern die Möglichkeit einer Verbesse- 


rung der Verkehrs abläufe zu geben. Die Vorteile 
dieser Lösung sind vor allem in folgenden Fällen 
von wirtschaftlicher Bedeutung: 

i. kurzfristiger oder Spitzenbedarf; 

ii. saisonale Verkehrsnachfrage; 

iü. kurzfristige Nachfrage nach Spezialfahrzeu- 
gen (Kühlfahrzeuge, Tankwagen, Fahrzeuge 
mit besonderem Hebegerät usw.); 
iv. Ersatz von Fahrzeugen, die wegen einer Pan- 
ne, Wartungsarbeiten oder einer gesetzlich 
vorgeschriebenen Prüfung ausgefallen sind; 
V. Erprobung anderer (leistungsfähigerer, mo- 
derner und umweltfreundlicherer) Fahr- 
zeuge. 

6. Mietfahrzeuge sollen zeitlich unbegrenzt ver- 
wendet werden können. Weder für gewerbliche 
noch für Werkverkehrsunternehmer wird die 
Mindestmietdauer vorgeschrieben. Dies ist wirt- 
schaftlich von großer Bedeutung, da der größte 
Teil des Mietfahrzeugmarktes auf Mietverträge 
von einigen Tagen bis zu einigen Wochen ent- 
fällt. Denn die Einführung einer zeitlichen Be- 
grenzung würde verhindern, daß die weiter oben 
genannten wirtschaftlichen und Umweltvorteile 
den betreffenden Verkehrsunternehmern und 
der gesamten Volkswirtschaft zugute kommen. 
Außerdem besteht keine Gefahr eines Kapazi- 
tätsüberhangs im Straßenverkehr, wenn Fahr- 
zeuge für kurze Zeiträume gemietet werden. Für 
gewerbliche Verkehrsunternehmer gelten, von 
einigen Ausnahmen im Güterkraftverkehr zwi- 
schen Mitgliedstaaten abgesehen, Kontingente 
und Genehmigungsverfahren. Das bedeutet, daß 
die Kapazität festliegt und nicht vergrößert wer- 
den kann. 

Der Straßengüter-Werkverkehr zwischen den 
Mitgliedstaaten ist nicht kontingentiert. Das 
könnte zu einer größeren Kapazität führen, muß 
aber in einem anderen Licht gesehen werden. 
Denn in der Praxis besteht die Alternative eines 
Fertigungs- und Vertriebsunternehmens nicht 
zwischen Aufträgen an gewerbliche. Verkehrs- 
unternehmer oder der ausnahmsweisen Anmie- 
tung von Fahrzeugen. Die eigentliche Frage be- 
steht vielmehr darin, ob das Unternehmen die 
Beförderung seiner Waren selbst besorgt oder 
einem gewerblichen Verkehrsunternehmer 
überträgt. Wenn das Unternehmen beschließt, 
diese Arbeit selbst zu besorgen, hat es die Mög- 
lichkeit, die Fahrzeuge zu kaufen oder zu mie- 
ten. Die Einführung einer Mindestmietdauer 
würde Werkverkehrsunternehmer zwingen, ein 
gemietetes Fahrzeug während eines vorge- 


Zuqeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes — 14 — 68070 — E — Ve 111/83 — ^ vom 10, Juni 
1983. 
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schriebenen Zeitraums zu behalten, was wäh- 
rend dieses Zeitraums eine entsprechende Ver- 
ringerung ihrer Aufträge an gewerbliche Ver- 
kehrsunternehmer zur Folge hätte. 

7, Die Anwendung der Richtlinie ist räumlich nicht 
begrenzt Die wirtschaftlichen Gründe, die für 
Mietfahrzeuge sprechen, gelten für jede Art des 
Verkehrs. Daher sollen Mietfahrzeuge sowohl 
im innerstaatlichen Güterverkehr als auch im 
Güterverkehr zwischen Mitgliedstaaten ver- 
wendbar sein. 

Das ist notwendig, denn ohne Bestimmung für 
den innerstaatlichen Verkehr — wenn beispiels- 
weise das neue System auf den internationalen 
Verkehr beschränkt würde — würde sich die 
Maßnahme nicht stark genug auf eine positive 
Entwicklung zu einer echten Nachfrage nach 
Mietfahrzeugen auswirken. 


II. Besondere Überlegungen 

Artikel 1 

Er enthält die Definition der Mietfahrzeuge. Der 
Ausdruck „Mietfahrzeug“ wird im weiten Sinne des 
Wortes verwendet. Dazu gehören verschiedene For- 
men wie Leasing usw. 

Artikel 2 

Er legt fest, unter welchen Bedingungen Mietfahr- 
zeuge von gewerblichen und Werkverkehrsunter- 
nehmern für den Straßengüterverkehr in und zwi- 
schen Mitgliedstaaten verwendet werden können. 

a) Das Mieten eines Fahrzeuges ist nur dann zuläs- 
sig, wenn kein Fahrer oder Begleitpersonal zur 
Verfügung gestellt wird. Das gilt für gewerbliche 
und Werkverkehrsunternehmer. Die Fahrzeuge 
müssen unbedingt von Angehörigen dieser Un- 
ternehmen bedient werden. Das soll eine Wett- 
bewerbsverzerrung zwischen gewerblichen und 
Werkverkehrsunternehmern verhindern. 

b) Unternehmen, die ein Fahrzeug selbst mieten, 
dürfen es ausschließlich für ihre eigenen 
Zwecke verwenden. Das wird Kontrollen erleich- 
tern und eine unberechtigte Weitergabe des 
Fahrzeugs an ein anderes Unternehmen er- 
schweren. 


Artikel 3 

Um die Kontrolle zu ermöglichen, daß ein Fahrzeug 
gemäß den Bedingungen dieser Richtlinie gemietet 
worden ist, muß der Verkehrsunternehmer die er- 
forderlichen Unterlagen, insbesondere den Vertrag 
oder eine Abschrift des Vertrags, mitführen und 
den zuständigen Kontrollpersonen vorweisen. 


Artikel 4 

Einige Mietgliedstaaten erlauben bereits die Ver- 
wendung von Mietfahrzeugen und kennen eine libe- 
ralere Regelung. In solchen Fällen wird sich diese 
Richtlinie nicht auf die innerstaatlichen Vorschrif- 
ten auswirken. 


Artikel 5 

Diese Richtlinie soll nur die Möglichkeit schaffen, 
daß Verkehrsunternehmer Mietfahrzeuge verwen- 
den können, wenn sie glauben, daß dies in ihrem 
Interesse liegt. Das Mieten von Fahrzeugen selbst 
wird nicht geregelt. Für alle anderen Gesichts- 
punkte (Zugang zum Beruf, Zugang zum Markt, 
Mietpreise) gilt einzelstaatliches Recht. 


Artikel 6 

Keine Bemerkungen. 


Artikel 7 

Die hier erwähnte Richtlinie des Rates befreit den 
Straßengüter-Werkverkehr zwischen Mitgliedstaa- 
ten von jeder Kontingentierung, sofern die verwen- 
deten Fahrzeuge das Eigentum des Verkehrsunter- 
nehmens oder von ihm auf Abzahlung gekauft 
sind. 

Daher muß eine Änderung vorgenommen werden, 
damit sich beide Richtlinien miteinander vereinba- 
ren lassen. 


Artikel 8 

Keine Bemerkungen. 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rates über die Verwendung von Mietfahrzeugen 
im Güterkraftverkehr 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere 
auf Artikel 75, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses ^), 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments 2), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verwendung von Mietfahrzeugen ermöglicht in 
bestimmten Situationen einen optimalen Faktor- 
einsatz und damit eine volkswirtschaftlich sinnvolle 
Nutzung von Produktionsfaktoren. 

Betriebswirtschaftlich bringt diese Möglichkeit in 
die Abwicklung des Güterverkehrs ein Element der 
Flexibilität, das die Produktivität der betreffenden 
Unternehmen erhöht. 

Im Güterverkehr in und zwischen den Mitgliedstaa- 
ten ist die Verwendung von Mietfahrzeugen zuzu- 
lassen, um einen lauteren Wettbewerb zu gewähr- 
leisten. 

Die Erste Richtlinie des Rates vom 23. Juli 1962 
über die Aufstellung gemeinsamer Regeln für be- 
stimmte Beförderungen im Güterkraftverkehr zwi- 
schen den Mitgliedstaaten ^), zuletzt geändert durch 
die Richtlinie 82/50/EWG'^) muß entsprechend ge- 
ändert werden — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 
Artikel 1 

Im Sinne dieser Richtlinie gilt als „Mietfahrzeug“ 
jedes Fahrzeug, das einem Unternehmen im Rah- 
men eines Vertrags mit dem Unternehmen, das das 
Fahrzeug bereitstellt, für Beförderungen im ge- 
werblichen Güterkraftverkehr oder im Werkver- 
kehr für einen bestimmten Zeitraum gegen Entgelt 
zur Verfügung gestellt wird. 


sehen den Mitgliedstaaten verwendet werden kön- 
nen, und zwar zu den gleichen Bedingungen wie 
hinsichtlich der den Unternehmen gehörenden 
Fahrzeuge, wenn 

— der Vertrag im Sinne von Artikel 1 lediglich die 
Bereitstellung eines Fahrzeugs ohne Fahrer be- 
trifft und nicht mit einem Dienstvertrag mit 
demselben Unternehmen über Fahr- oder Be- 
gleitpersonal verbunden ist; 

— sie während der Dauer des Vertrags ausschließ- 
lich dem Unternehmen, das es verwendet, zur 
Verfügung stehen; 

— sie vom eigenen Personal des Unternehmens, 
welches sie benützt, geführt werden. 


Artikel 3 

Unternehmen, die Mietfahrzeuge verwenden, 
müssen anhand mitgeführter Unterlagen nachwei- 
sen können, daß sie die Bedingungen gemäß Arti- 
kel 2 erfüllen. 


Artikel 4 

Die Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaates, die 
für die Benutzung von Mietfahrzeugen weniger 
strenge Bedingungen vorsehen als die in Artikel 2 
aufgeführten Bedingungen, werden durch diese 
Richtlinie nicht berührt. 


Artikel 5 

(1) Vorbehaltlich der Bestimmungen in Artikel 2 
berührt diese Richtlinie nicht die Vorschriften über 
den Marktzugang im gewerblichen Güterkraftver- 
kehr und im Werkverkehr. 

(2) Die Bedingungen eines Mitgliedstaats für den 
Zugang seiner Staatsangehörigen zum Beruf des 
Vermieters von Straßenfahrzeugen und für die 
Mietpreisbildung werden durch diese Richtlinie 
nicht berührt. 


Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten ergreifen die erforderlichen 
Maßnahmen, um sicherzustellen, daß Mietfahr- 
zeuge für den Straßengüterkraftverkehr in und zwi- 


2 ) 


ABI. Nr. 70 vom 6. August 1962, S. 2005/62 
ABI. Nr. L 27 vom 4. Februar 1982. S. 22 


Artikel 6 

Anhang I Nummer 11 Buchstabe d der Ersten 
Richtlinie des Rates vom 23. Juli 1962 erhält fol- 
gende Fassung: 

„d) Die Güter befördernden Kraftfahrzeuge müs- 
sen dem Unternehmen gehören oder von ihm 
auf Abzahlung gekauft oder gemietet sein, so- 
fern sie in diesem Falle die Voraussetzungen 
von Artikel 2 der Richtlinie . . . erfüllen.“ 
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Artikel 7 

Die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen 
Maßnahmen, um dieser Richtlinie binnen sechs 
Monaten nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen; 
sie setzen die Kommission davon unverzüglich in 
Kenntnis. 


Artikel 8 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerich- 
tet 
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Änderung des Vorschlags für eine Richtlinie des Rates über den Straßengüter-Werkverkehr zwischen 
den Mitgliedstaaten 

(Vorlage der Kommission an den Rat gemäß Artikel 149 EWG-Vertrag) 


Begründung 

1. Die Kommission unterbreitet einen neuen Vor- 
schlag für eine Richtlinie des Rates über die 
Verwendung von Mietfahrzeugen im Güterkraft- 
verkehr. Dieser Vorschlag soll dafür sorgen, daß 
gewerbliche und Werkverkehrsunternehmen im 
Güterkraftverkehr unter bestimmten Bedingun- 
gen Mietfahrzeuge verwenden können, ohne an 
eine bestimmte Mindestmietdauer gebunden zu 
sein. 

2. In Artikel 2 des Vorschlags, den die Kommission 
am 31. Januar 1979 dem Rat für eine Richtlinie 
des Rates über den Straßengüter-Werkverkehr 
zwischen den Mitgliedstaaten vorgelegt hatte, 
heißt es, daß ein Werkverkehrsunternehmer ein 
Fahrzeug verwenden kann, das ihm für minde- 
stens ein Jahr ausschließlich zur Verfügung 
überlassen wird. 

3. Damit sich beide Vorschläge miteinander ver- 
einbaren lassen, ist Artikel 2 dieses Vorschlags 


durch die Streichung der Worte „für mindestens 
ein Jahr“ zu ändern. 

4. Eine solche Änderung zielt darauf ab, den Gel- 
tungsbereich des Vorschlags vom 31. Januar 
1979 zu erweitern, die Möglichkeiten zur Ver- 
wendung von Mietfahrzeugen im Güterwerkver- 
kehr zu vergrößern sowie die Flexibilität und 
Rentabilität dieses Verkehrs zu verbessern. 


Vorlage der Änderung 

Der Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über 
den Straßengüter-Werkverkehr zwischen den Mit- 
gliedstaaten (Dok. VII (78) 772 vom 31. Januar 1979) 
wird wie folgt geändert: 

In Artikel 2 werden die Worte 

„für mindestens ein Jahr“ 

gestrichen. 
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Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung Nr. 11 über die Beseitigung 
von Diskriminierungen auf dem Gebiet der Frachten und Beförderungsbedingungen gemäß Artikel 79 
Abs. 3 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Begründung 

1. Die Kommission hat dem Rat einen Vorschlag 
für eine Richtlinie des Rates über die Verwen- 
dung von Mietfahrzeugen im Güterkraftverkehr 
unterbreitet. Dieser Vorschlag soll dafür sorgen, 
daß gewerbliche und Werkverkehrsunterneh- 
mer im Güterkraftverkehr unter bestimmten 
Bedingungen Mietfahrzeuge verwenden können, 
ohne an eine bestimmte Mindestdauer gebun- 
den zu sein. 

2. Die Verordnung Nr. 11/60 enthält in Artikel 9 
eine Definition des Werkverkehrs, wonach die 


Beförderung von Gütern, die ein Unternehmen 
für eigene Zwecke ausführt, mit Fahrzeugen er- 
folgen muß, die Eigentum des Unternehmens 
oder von ihm auf Abzahlung gekauft sind. Sie 
schließt die Verwendung von Mietfahrzeugen 
auf diesem Gebiet aus. 

3. Damit der Vorschlag für eine Richtlinie des Ra- 
tes über die Verwendung von Mietfahrzeugen 
im Güterkraftverkehr, falls er angenommen 
werden sollte, der Verordnung Nr. 11/60 nicht 
widerspricht, ist diese zu ändern. Daher ist in 
Artikel 9 festzulegen, daß die Fahrzeuge auch 
gemietet sein können. 


9 



Drucksache 10/603 


Deutscher Bundestag — lO.Wahlperiode 


Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung Nr. 11 über die Beseitigung 
von Diskriminierungen auf dem Gebiet der Frachten und Beförderungsbedingungen gemäß Artikel 79 
Abs. 3 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN | Mietfahrzeugen aus. Es ist daher erforderlich, die 


GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere 
auf Artikel 75, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses ^), 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments 2), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach der Richtlinie des Rates . . .^) können gewerb- 
liche und Werkverkehrsunternehmen Mietfahr- 
zeuge verwenden. 

Die Definition von Straßengüterwerkverkehr durch 
gewerbliche Verkehrsunternehmer in Artikel 9 der 
Verordnung Nr. 11/60^) schließt die Benutzung von 

1 ) ... 

2 ) ... 

3) ... 

ABI. Nr. 52 vom 16. August 1960 


genannte Verordnung zu ändern — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Artikel 9 erster Gedankenstrich der Verordnung 
Nr. 11 erhält folgende Fassung: 

„ — die Güter müssen mit Fahrzeugen befördert 
werden, die Eigentum des Unternehmens oder 
von ihm auf Abzahlung gekauft sind oder vom 
Unternehmen gemietet sind, sofern sie in letz- 
tem Fall die Voraussetzungen von Artikel 2 der 
Richtlinie . . . erfüllen.“ 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1984 in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 
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Bericht des Abgeordneten Hinsken 


Der in der Anlage enthaltene EG'Vorschlag wurde 
durch Drucksache 10/168 Nr. 2 vom 16. Juni 1983 
nach § 93 der Geschäftsordnung dem Verkehrsaus- 
schuß überwiesen, der die Vorlage in seiner Sitzung 
am 9, November 1983 behandelt hat. 

Im gewerblichen Güterfernverkehr sowie im Werk- 
fernverkehr dürfen grundsätzlich nur Nutzfahr- 
zeuge verwendet werden, die dem Unternehmer ge- 
hören oder von ihm auf Abzahlung gekauft worden 
sind. Die EG-Kommission verfolgt mit ihrem Vor- 
schlag das Ziel, die Verwendung von Mietfahrzeu- 
gen generell zuzulassen unter der Voraussetzung, 
daß nicht gleichzeitig ein Fahrer oder Begleitperso- 
nal zur Verfügung gestellt werden. 

Der Verkehrsausschuß hält eine solche Regelung 
für vertretbar, wenn sie beschränkt wird auf den 
gewerblichen Güterkraftverkehr, weil hier wegen 
des geltenden Konzessionssystems keine wesentli- 
che Kapazitätsausweitung zu befürchten ist. Durch 
die weiteren in der Beschlußformel enthaltenen 


Bonn, den 9. November 1983 


Vorbehalte soll ein Unterlaufen des geltenden Tarif- 
systems auf dem Wege über eine Festsetzung der 
Miethöhe zuverlässig verhindert werden. 

Beim Werkfernverkehr besteht die Gefahr, daß zu- 
sätzliche Güter von der Schiene auf die Straße ab- 
wandern und daß das ohnehin überlastete Straßen- 
netz noch weiter durch Lastzüge belastet wird. Der 
Ausschuß spricht sich daher gegen die Aufhebung 
des Verbotes der Verwendung von Mietfahrzeugen 
im Werkfernverkehr aus. 

Eine Minderheit im Ausschuß hat den Vorschlag 
insgesamt abgelehnt, weil sie der Auffassung ist, 
daß es sich hier um einen weiteren Schritt der von 
der EG-Kommission verfolgten Liberalisierungspo- 
litik für den Straßengüterverkehr handele. Ein sol- 
cher Schritt sei nur vertretbar im Zusammenhang 
mit Fortschritten bei der Harmonisierung der Wett- 
bewerbsbedingungen für den Straßengüterverkehr 
zwischen den EG-Mitgliedstaaten. 


Hinsken 

Berichterstatter 
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